
Satzung der Stadt Castrop-Rauxel über die Durch-
führung von Einwohneranträgen, Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheide vom 06. Juli 2012

Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2012
(GV. NRW. S. 682) sowie der Verordnung zur Durchführung eines Bür-
gerentscheides (BürgerentscheidDVO) vom 10. Juli 2004 (GV NRW S.
383), hat der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 5. Juli 2012 folgende
Satzung beschlossen:

A. Einwohnerantrag gemäß § 25 der Gemeindeordnung

§ 1

(1) Einwohner, die seit mindestens drei Monaten in der Stadt Castrop-
Rauxel wohnen und das 14. Lebensjahr vollendet haben, können
beantragen, dass der Rat der Stadt über eine bestimmte Angele-
genheit, für die er gesetzlich zuständig ist, berät und entscheidet
(Einwohnerantrag).

(2) Einwohneranträge werden durch den Bürgermeister entgegenge-
nommen.

§ 2

Der Antrag ist nur zulässig,

a) wenn es sich um eine kommunale Angelegenheit der örtlichen
Gemeinschaft handelt, für die der Rat oder andere Organe der Stadt
zuständig sind,

b) wenn er von mindestens 5 % der Einwohner, höchstens jedoch 4000
Einwohner unterzeichnet ist,

c) wenn nicht innerhalb der letzten zwölf Monate ein entsprechender
Antrag gestellt wurde,

d) wenn die weiteren Voraussetzungen des § 25 der Gemeindeord-
nung vorliegen.

§ 3

(1) Die Verwaltung überprüft die Zulässigkeit des Einwohnerantrages
unter den Voraussetzungen des § 25 der Gemeindeordnung. Die
Prüfung muss innerhalb von sechs Wochen nach Eingang des An-
trages beim Bürgermeister abgeschlossen sein.

(2) Nach Durchführung der Zulässigkeitsprüfung ist dem Rat der Stadt
der Vorgang zur formellen Feststellung über die Zulässigkeit des
Antrages vorzulegen. Sollte der Einwohnerantrag offensichtlich un-
zulässig sein, kann der Rat der Stadt auch ohne Vorprüfung durch
die Verwaltung über die Zulässigkeit entscheiden.

§ 4

Im Falle der Feststellung der Unzulässigkeit durch den Rat der Stadt
sind die antragsstellenden Einwohner über ihre Vertreter entspre-
chend zu bescheiden.

§ 5

Eine Sachentscheidung des Rates der Stadt muss innerhalb eines
Zeitraums von vier Monaten nach dem Eingang des Antrages erfolgen.

B. Bürgerbegehren § 26 der Gemeindeordnung

§ 6

(1) Die Bürger können beantragen (Bürgerbegehren), dass sie anstelle
des Rates der Stadt über eine Angelegenheit der Stadt selbst ent-
scheiden (Bürgerentscheid).

(2) Der Rat der Stadt kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
gesetzlichen Zahl der Mitglieder beschließen, dass über eine Ange-
legenheit der Stadt ein Bürgerentscheid stattfindet (Ratsbürger-
entscheid).

(3) Bürgerbegehren werden durch den Bürgermeister entgegenge-
nommen.

§ 7

Das Bürgerbegehren im Sinne des § 6 Absatz 1 muss von mindestens
6 % der Bürger unterzeichnet sein. Insoweit findet § 7 des Kommunal-
wahlgesetzes in der jeweils gültigen Fassung entsprechende Anwen-
dung.

§ 8

(1) Bürger, die beabsichtigen, ein Bürgerbegehren durchzuführen, tei-
len dies der Verwaltung schriftlich mit. Die Verwaltung ist in den
Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Bürgern bei der Einleitung
eines Bürgerbegehrens behilflich. Sie teilt den Vertretungsberech-
tigten schriftlich eine Einschätzung der mit der Durchführung der
mit der Durchführung der verlangten Maßnahme verbundenen
Kosten (Kostenschätzung) mit. Die Kostenschätzung der Verwal-
tung ist bei der Sammlung der Unterschriften nach § 7 anzugeben.

(2) Im übrigen müssen die weiteren in § 26 der Gemeindeordnung
festgesetzten Zulässigkeitsvoraussetzungen vorliegen.

§ 9

Richtet sich ein Bürgerbegehren gegen einen Beschluss des Rates der
Stadt, muss es innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntmachung
des Beschlusses eingereicht sein. Gegen einen Beschluss, der nicht der
Bekanntmachung bedarf, beträgt die Frist drei Monate nach dem
Sitzungstag.

Nach der schriftlichen Mitteilung gemäß § 8 ist der Ablauf der Fristen
aus Satz 1 und Satz 2 bis zur Mitteilung der Verwaltung gemäß § 8 S. 3
gehemmt.

§ 10

Ein Bürgerbegehren über die in § 26 Abs. 5 der Gemeindeordnung
aufgeführten Angelegenheiten ist unzulässig.
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§ 10 a

Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens festgestellt, darf bis zur Fest-
stellung des Ergebnisses des Bürgerentscheides eine dem Begehren
entgegenstehende Entscheidung der Gemeindeorgane nicht mehr
getroffen oder mit dem Vollzug einer derartigen Entscheidung nicht
mehr begonnen werden, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt haben
rechtliche Verpflichtungen der Stadt hierzu bestanden.

C. Bürgerentscheid gemäß § 26 der Gemeindeordnung

§ 11

Entspricht der Rat der Stadt dem zulässigen Bürgerbegehren nicht, ist
hierüber innerhalb von drei Monaten ein Bürgerentscheid durchzu-
führen.

§ 12

(1) Der Bürgermeister leitet die Abstimmung. Er ist für die ordnungs-
mäßige Vorbereitung und Durchführung des Bürgerentscheids
verantwortlich, soweit die Gemeindeordnung oder diese Satzung
nichts anderes bestimmen.

(2) Der Bürgermeister bildet für jeden Stimmbezirk einen Abstim-
mungsvorstand. Der Abstimmungsvorstand besteht aus dem Vor-
steher, dem stellvertretenden Vorsteher und drei bis sechs Beisit-
zern. Der Bürgermeister bestimmt die Zahl der Mitglieder
des Abstimmungsvorstands und beruft die Mitglieder des
Abstimmungsvorstands. Der Abstimmungsvorstand entscheidet
mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorstehers den Ausschlag.

(3) Die Mitglieder in den Abstimmungsvorständen üben eine ehren-
amtliche Tätigkeit aus, auf die sinngemäß die allgemeinen Vor-
schriften des kommunalen Verfassungsrechts mit Ausnahme des §
31 der Gemeindeordnung Anwendung finden.

§ 13

Der Bürgermeister teilt das Stadtgebiet der Stadt Castrop-Rauxel in
Stimmbezirke ein. Auf Grundlage der zuletzt durchgeführten Kommu-
nalwahl gelten die dort festgelegten Stimmbezirke analog auch bei
einem Bürgerentscheid. Erfolgt die Abstimmung von mehreren
Stimmbezirken bei der Kommunalwahl am selben Ort, so können diese
Stimmbezirke bei einem Bürgerentscheid zusammengelegt werden.
Bei der Auswahl der Stimmräume soll auf Barrierefreiheit geachtet
werden.

§ 14

(1) Abstimmungsberechtigt ist, wer am Tag der Stimmabgabe Deut-
scher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaats der Europäischen Ge-
meinschaft besitzt, das 16. Lebensjahr vollendet hat und min-
destens seit 16 Tagen im Gemeindegebiet seine Wohnung, bei
mehreren Wohnungen seine Hauptwohnung hat.

(2) Von der Abstimmungsberechtigung ausgeschlossen ist

1. derjenige, für den zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten
ein Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung bestellt ist;
dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des Betreuers die in §
1896 Abs. 4 und § 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeich-
neten Angelegenheiten nicht erfasst,

2. wer infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland
das Wahlrecht nicht besitzt.

§ 15

(1) Abstimmen kann nur, wer in ein Abstimmungsverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Stimmschein hat.

(2) Ein Abstimmberechtigter erhält auf Antrag einen Stimmschein.

§ 16

(1) In jedem Stimmbezirk wird ein Abstimmungsverzeichnis geführt. In
das Abstimmungsverzeichnis werden alle Personen eingetragen,
bei denen am 35. Tag vor dem Bürgerentscheid (Stichtag) feststeht,
dass sie abstimmberechtigt und nicht von der Abstimmung aus
geschlossen sind.

(2) Der Bürger kann nur in dem Stimmbezirk abstimmen, in dessen
Abstimmungsverzeichnis er eingetragen ist.

(3) Inhaber eines Stimmscheins können in jedem Stimmbezirk des
Abstimmungsgebietes oder durch Brief abstimmen. Sofern der Bür-
gerentscheid am Tag einer Wahl stattfindet, können Inhaber eines
Stimmscheins in jedem Stimmbezirk des für die Wahl geltenden
Wahlbezirkes oder durch Brief abstimmen.

(4) Das Abstimmungsverzeichnis ist an den Werktagen vom 20. bis zum
16. Tage vor dem Bürgerentscheid zur allgemeinen Einsicht öffent-
lich auszulegen.

§ 17

(1) Spätestens am Tage vor der Auslegung des Abstimmungs-
verzeichnisses benachrichtigt der Bürgermeister jeden Abstim-
mungsberechtigten, der in das Abstimmungsverzeichnis eingetra-
gen ist.

(2) Die Benachrichtigung enthält folgende Angaben:

1. den Familiennamen, den Vornamen und die Wohnung des Ab-
stimmungsberechtigten,

2.  den Stimmbezirk und den Stimmraum

3. den Tag des Bürgerentscheids und die Abstimmungszeit

4. den Text der zu entscheidenden Frage,

5. die Nummer, unter der der Abstimmungsberechtigte in das
Abstimmungsverzeichnis eingetragen ist,

6. die Aufforderung, diese Benachrichtigung und einen gültigen
Ausweis zur Abstimmung mitzubringen, verbunden mit dem
Hinweis, dass auch bei Verlust dieser Benachrichtigung an dem
Bürgerentscheid teilgenommen werden kann,

7. die Belehrung, dass diese Benachrichtigung einen Stimmschein
nicht ersetzt und daher nicht zur Stimmabgabe in einem ande-
ren als den angegebenen Stimmraum berechtigt,

8. die Belehrung über die Beantragung eines Stimmscheines und
die Übersendung von Unterlagen zur Stimmabgabe per Brief.

(3) Zusammen mit der Benachrichtigung erhält der Stimmberechtigte
das Abstimmungsbuch, das gemäß den folgenden Regeln zusam-
mengestellt wird:

1. Die Titelseite enthält die Überschrift: „Abstimmungsbuch der
Stadt Castrop-Rauxel zum Bürgerentscheid und den Text der zu
entscheidenden Frage sowie Tag und Uhrzeit, zu denen die
Stimmlokale für die Stimmabgabe geöffnet sind und bis zu
denen der Stimmbrief beim Bürgermeister eingegangen sein
muss.

2. Das Abstimmungsheft enthält

a) die Unterrichtung durch den Bürgermeister über den Ablauf
der Abstimmung und eine Erläuterung des Verfahrens der
Stimmabgabe durch Brief

b) eine kurze sachliche Begründung der Vertretungsberechtig-
ten des Bürgerbegehrens, (legen  die Vertretungsberechtig-
ten keine eigene Begründung vor, so ist die Begründung dem
Begründungstext des Bürgerbegehrens zu entnehmen,)

c) eine kurze sachliche Begründung der im Rat der Stadt vertre-
tenen Fraktionen, die das Bürgerbegehren abgelehnt haben,

d) eine kurze sachliche Begründung der im Rat der Stadt vertre-
tenen Fraktionen, die dem Bürgerbegehren zugestimmt ha-
ben,



e) eine Übersicht über die Stimmempfehlungen der im Rat der
Stadt vertretenen Fraktionen samt Angabe ihrer Fraktions-
stärke. Sondervoten einzelner Ratsmitglieder und die Stim-
mempfehlung des Bürgermeisters sind auf deren Wunsch
wiederzugeben.

3. Die Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens sowie je-
weils ein Mitglied der im Rat der Stadt vertretenen Fraktionen
verständigen sich unter Beteiligung des Bürgermeisters über
eine Obergrenze für die Länge der Texte und eine angemessene,
sachliche Darstellung der Inhalte. Wird eine einvernehmliche
Verständigung nicht erzielt, ist die Darstellung im Ab-
stimmungsheft auf die Unterrichtung über den Ablauf der Ab-
stimmung, eine Erläuterung des Verfahrens der Stimmabgabe
durch Brief und den Begründungstext des Bürgerbegehrens
sowie die Übersicht über die Stimmempfehlungen der im Rat
der Stadt vertretenen Fraktionen, des Bürgermeisters und evtl.
Sondervoten einzelner Ratsmitglieder zu beschränken. Der Bür-
germeister kann für die im Abstimmungsheft darzustellende
Begründung des Bürgerbegehrens ehrverletzende oder ein-
deutig wahrheitswidrige Behauptungen des Begründungs-
textes streichen sowie zu lange Äußerungen ändern und kürzen.

4. Das Abstimmungsheft wird auch im Internet auf der Homepage
der Stadt Castrop-Rauxel veröffentlicht.

(4) Spätestens am Tage vor der Auslegung des Abstimmungsverzeich-
nisses macht der Bürgermeister öffentlich bekannt,

1. den Tag des Bürgerentscheids und den Text der zur Entschei-
dung stehenden Frage;

2. wo, wie lange und zu welchen Tagesstunden das Abstimmungs-
verzeichnis ausliegt.

3. Dass innerhalb der Auslegungsfrist beim Bürgermeister Ein-
spruch gegen das Abstimmungsverzeichnis eingelegt werden
kann.

§ 18

(1) Der Bürgerentscheid findet an einem durch den Rat der Stadt
festgelegten Sonntag statt. Unter Berücksichtigung der Dreimo-
natsfrist gem. § 11 findet die Abstimmung frühestens am vierten
Sonntag nach der Zurückweisung des Bürgerbegehrens durch den
Rat der Stadt statt. Die Abstimmungszeit dauert von 8.00 bis 18.00
Uhr. Der Bürgermeister kann die Wahlzeit schon mit einem früheren
Beginn festsetzen, wenn besondere Gründe es erfordern.

(2) Unverzüglich nach der Bestimmung des Abstimmungstages durch
den Rat der Stadt macht der Bürgermeister den Abstimmungstag
und den Gegenstand des Bürgerentscheids öffentlich bekannt. Die
Bekanntmachung hat zu enthalten:

1. den Tag der Abstimmung,

2. den Text der zu entscheidenden Frage.

3. eine Erläuterung des Bürgermeisters, die kurz und sachlich so-
wohl die Begründung der Antragsteller als auch die von der
Gemeinde vertretenen Auffassung über den Gegenstand des
Bürgerentscheids umfasst.

(3) Spätestens am sechsten Tage vor dem Bürgerentscheid macht der
Bürgermeister unter Hinweis auf die Bekanntmachung nach Abs. 2
den Abstimmungstag, Beginn und Ende der Abstimmungszeit, den
Text der zu entscheidenden Frage sowie die Stimmbezirke und
Stimmräume öffentlich bekannt. Die Bekanntmachung hat zu ent-
halten:

1. Eine Aufzählung der Stimmbezirke und der Stimmräume

2. den Hinweis, dass die Stimmzettel amtlich hergestellt und im
Stimmraum bereitgehalten werden,

3. den Hinweis, dass die Benachrichtigung mitgebracht werden
soll und dass ein gültiger Ausweis mitzubringen ist,

4. den Hinweis, dass der Abstimmende nur eine Stimme hat, die
abgegeben wird, indem durch ankreuzen oder auf andere Weise

eindeutig kenntlich gemacht wird, welcher Antwort die Stimme
gelten soll, den Hinweis, in welcher Weise mit Stimmschein und
insbesondere durch Abstimmung per Brief abgestimmt werden
kann.

(4) Ein Abdruck der Bekanntmachung nach Absatz 3 ist vor Beginn der
Abstimmung am Eingang des Gebäudes, in dem sich der Stimm-
raum befindet, anzubringen. Dem Abdruck ist ein Stimmzettel bei-
zufügen.

§ 19

Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. Sie müssen die zu ent-
scheidende Frage enthalten und auf „ja“ und „nein“ lauten. Zusätze sind
unzulässig.

§ 20

(1) Die Abstimmungshandlung und die Ermittlung des Abstimmungs-
ergebnisses in den Stimmbezirken sind öffentlich. Der Abstim-
mungsvorstand kann aber im Interesse der Abstimmungshand-
lung die Zahl der im Stimmlokal Anwesenden beschränken.

(2) Den Anwesenden ist jede Einflussnahme auf die Abstimmungs-
handlung und das Abstimmungsergebnis untersagt.

(3) In und an dem Gebäude, in dem sich der Abstimmungsraum befin-
det, ist jede Beeinflussung der Abstimmenden durch Wort, Ton,
Schrift oder Bild verboten.

(4) Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Abstimmungsbefragun-
gen nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Abstimmungsent-
scheidung ist vor Ablauf der Abstimmungszeit unzulässig.

§ 21

(1) Der Abstimmende hat eine Stimme. Er gibt seine Stimme an der
Abstimmungsurne oder per Brief geheim ab.

(2) Der Abstimmende gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er durch
ein auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere Weise
eindeutig kenntlich macht, welcher Antwort sie gelten soll.

(3) Im Fall der Abstimmung an der Abstimmungsurne faltet der Ab-
stimmende daraufhin den Stimmzettel und wirft ihn in die Abstim-
mungsurne.

(4) Der Abstimmende kann seine Stimme nur persönlich abgeben. Ein
Abstimmender, der des Lesens unkundig oder durch körperliche
Gebrechen behindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu
falten und in die Abstimmungsurne zu werfen, kann sich der Hilfe
einer anderen Person (Hilfsperson) bedienen. Blinde oder Sehbe-
hinderte können sich zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch
einer Stimmzettelschablone bedienen.

(5) Bei der Stimmabgabe per Brief hat der Abstimmende den Bürger-
meister in einem verschlossenen Briefumschlag

a) seinen Stimmschein,

b) in einem besonderen verschlossenen Stimmumschlag seinen
Stimmzettel

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Stimmbrief am Tag des
Bürgerentscheids bis 16.00 Uhr bei ihm eingeht.

(6) Auf dem Stimmschein hat der Abstimmende oder die Hilfsperson (§
21 Absatz 4) dem Bürgermeister an Eides statt zu versichern, dass
der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen des
Abstimmenden gekennzeichnet worden ist.

§ 22

(1) Der Vorstand für die Stimmabgabe per Brief (Briefabstimmungsvor-
stand) öffnet den Stimmbrief, prüft die Gültigkeit der Stimmabgabe
und legt den Stimmumschlag im Fall der Gültigkeit der Stimmabga-
be ungeöffnet in die Abstimmungsurne des Stimmbezirks der auf
dem Stimmbrief bezeichnet ist.

(2)  Bei der Stimmabgabe per Brief sind Stimmbriefe zurückzuweisen,
wenn
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1. der Stimmbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,

2. dem Stimmbriefumschlag kein oder kein gültiger Stimmschein
beiliegt,

3. dem Stimmbriefumschlag kein Stimmumschlag beigefügt ist,

4. weder der Stimmbriefumschlag noch der Stimmumschlag ge-
schlossen ist,

5. der Stimmumschlag mehrere Stimmzettel enthält,

6. der Abstimmende oder die Person seines Vertrauens die vorge-
schriebene Versicherung an Eides statt zur Briefabstimmung auf
dem Stimmschein nicht unterschrieben hat,

7. kein amtlicher Stimmumschlag benutzt worden ist,

8. ein Stimmumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in
einer das Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise von den
übrigen abweicht.

Die Einsender zurückgewiesener Stimmbriefe werden nicht als
Abstimmende gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(3) Die Feststellung des Briefabstimmergebnisses obliegt dem Briefab-
stimmungsvorstand.

(4) Die Stimme eines Abstimmberechtigten, der an der Abstimmung
per Brief teilgenommen hat, wird nicht dadurch ungültig, dass er
vor dem oder am Tag des Bürgerentscheids stirbt, aus dem Abstim-
mungsgebiet verzieht oder sonst sein Stimmrecht verliert.

§ 23

(1) Die Stimmenzählung erfolgt unmittelbar im Anschluss an die Ab-
stimmhandlung durch den Abstimmungsvorstand. Der Bürger-
meister kann hierzu weiter Hilfspersonen benennen, für die § 12
Absatz 3 entsprechend gilt.

(2) Bei der Stimmzählung ist zunächst die Gesamtzahl der abgegebe-
nen Stimmen an Hand des Abstimmungsverzeichnisses und der
eingenommen Abstimmscheine festzustellen und mit der Zahl der
in den Urnen befindlichen Stimmzettel zu vergleichen. Danach wir
die Zahl der gültigen Stimmen und der auf jede Antwort entfallen-
den Stimmen ermittelt.

(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der Abstimmungsvor-
stand.

§ 24

Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. nicht amtlich hergestellt ist,

2. keine Kennzeichnung enthält,

3. den Willen des Abstimmenden nicht zweifelsfrei erkennen lässt,

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

§ 25

(1) Der Rat der Stadt stellt das Ergebnis des Bürgerentscheids fest. Die
Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem sie von der Mehrheit der
gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit
mindestens 15 von hundert der Bürger beträgt. Bei Stimmengleich-
heit gilt die Frage als mit Nein beantwortet.

Sollen an einem Tag mehrere Bürgerentscheide stattfinden, hat der
Rat der Stadt eine Stichfrage für den Fall zu beschließen, dass die
gleichzeitig zur Abstimmung gestellten Fragen in einer mit-
einander nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden
(Stichentscheid). Es gilt dann diejenige Entscheidung, für die sich im
Stichentscheid die Mehrheit der gültigen Stimmen ausspricht. Bei
Stimmengleichheit im Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid,
dessen Frage mit der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich beant-
wortet worden ist.

(2) Der Bürgermeister macht das festgestellte Ergebnis öffentlich be-
kannt.

§ 26

Folgende Vorschriften der Kommunalwahlordnung in der jeweils gül-
tigen Fassung finden entsprechende Anwendung: §§ 4, 7, 8, 11, 12 Abs.
1, 2 und 4, 13 – 18, 20, 22, 33 – 44, 49 Abs. 1 und 2, 50 – 60, 81 bis 83.

§ 27

Die Satzung der Stadt Castrop-Rauxel über die Durchführung von
Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide tritt am
Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung
der Stadt Castrop-Rauxel über die Durchführung von Einwohneranträ-
gen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide vom 25. Februar 2005, in
der Fassung vom 7. Dezember 2007, außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die Satzung der Stadt Castrop-Rauxel über die Durchführung von
Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung kann gegen Satzungen und sonstige ortsrechtliche Bestim-
mungen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebe-
nes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Castrop-Rauxel, den 06. Juli 2012

J. B e i s e n h e r z

Bürgermeister

Satzung der Stadt Castrop-Rauxel zum Schutz des
Baumbestandes in der Stadt Castrop-Rauxel
(Baumschutzsatzung) vom 12.03.1998 in der Fas-
sung der 5. Änderungssatzung vom 21.6.2012

Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel hat aufgrund des § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SVG NW 2023), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 3.5.2005 (GV NRW S.272), und des § 45 des
Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der
Landschaft (Landschaftsgesetz - LG), in Kraft getreten am 5.7.2007, in
seiner Sitzung am 18.10.2007   folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Gegenstand der Satzung

Nach Maßgabe dieser Satzung wird der Baumbestand in der Stadt
Castrop-Rauxel (Bäume) zur

a) Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts,

b) Gestaltung, Gliederung und Pflege des Orts- und Landschaftsbildes
und zur Sicherung der Naherholung,

c) Abwehr schädlicher Einwirkungen auf den Menschen und auf
Stadtbiotope,
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d) Erhaltung oder Verbesserung des Stadtklimas,

e) Erhaltung eines artenreichen Baumbestandes gegen schädliche
Einwirkungen geschützt.

§ 2

Sachlicher Anwendungsbereich

(1)Diese Satzung regelt den Schutz des Baumbestandes innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs
der Bebauungspläne.

(2)Diese Satzung gilt nicht für den Geltungsbereich von Bebauungs-
plänen, in denen land- oder forstwirtschaftliche Nutzung oder
Grünflächen festgelegt sind, wenn und soweit sich ein Land-
schaftsplan auf diese Flächen erstreckt (§ 16 Abs. 1 LG).

Diese Satzung findet weiter keine Anwendung, wenn innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches
der Bebauungspläne durch ordnungsbehördliche Verordnung Na-
turschutzgebiete, Naturdenkmale oder geschützte Landschafts-
bestandteile ausgewiesen werden (§ 42 a Abs. 2 LG) oder Sicher-
stellungsanordnungen ergehen (§ 42 e LG), sofern die Verordnung
oder Sicherstellungsanordnungen Regelungen für den Baumbe-
stand enthalten.

(3)Die Vorschriften dieser Satzung gelten nicht für Wald im Sinne des
Gesetzes zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forst-
wirtschaft (Bundeswaldgesetz)vom 02. Mai 1975 (BGBI. I S. 1307),
geändert durch das Erste Änderungsgesetz vom 27.07.1984 (BGBI.
I S. 1034), und des Forstgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesforstgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.
April 1980 (GV NW S. 546, SGV NW 790), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 02.05.1995 (GV NW S. 382).

(4)Die Bäume der städt. Park- und Grünflächen, Friedhöfe und des
Straßengrüns einschl. der Straßenbäume unterliegen nach Maßga-
be dieser Satzung der politischen Kontrolle der zuständigen Gremi-
en.

§3

Geschützte Bäume

(1)Geschützte Bäume sind zu erhalten und mit diesem Ziel zu pflegen
und vor Gefährdung zu bewahren.

(2)Geschützt sind Bäume mit einem Stammumfang von mindestens
80 cm, gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden
(geschützte Bäume). Liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, so
ist der Stammumfang unmittelbar unter dem Kronenansatz maß-
gebend. Mehrstämmige Bäume sind geschützt, wenn die Summe
der Stammumfänge 80 cm beträgt und mindestens ein Stamm
einen Mindestumfang von 30 cm aufweist.

(3)Diese Satzung gilt für Bäume, die aufgrund von Festsetzungen eines
Bebauungsplanes zu erhalten sind, auch wenn die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 nicht vorliegen, sowie für die nach dieser Sat-
zung vorgenommenen Ersatzpflanzungen (§ 7).

(4)Nicht unter diese Satzung fallen Obstbäume mit Ausnahme von
Hochstämmen von Walnussbäumen , Esskastanien und Birn-
bäumen.

§ 4

Verbotene Handlungen

(1)Im Geltungsbereich dieser Satzung ist es verboten, geschützte Bäu-
me zu entfernen, zu zerstören, zu schädigen oder ihren Aufbau
wesentlich zu verändern. Eine wesentliche Veränderung des Auf-
baus liegt vor, wenn an geschützten Bäumen Eingriffe vorgenom-
men werden, die auf das charakteristische Aussehen erheblich ein-
wirken oder das weitere Wachstum beeinträchtigen.

(2)Nicht unter die Verbote des Absatzes 1 fallen ordnungsgemäße
Maßnahmen zur Pflege und Erhaltung geschützter Bäume, Maß-

nahmen zum Betrieb von Baumschulen oder Gärtnereien, zur Ge-
staltung, Pflege und Sicherung von öffentlichen Grünflächen und
stadteigenen Straßenbäumen und zur Bewirtschaftung von Wald,
sowie unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwehr einer gegenwärti-
gen Gefahr für Personen oder Sachen von bedeutendem Wert,
welche von geschützten Bäumen ausgeht oder die zwar nicht von
diesen ausgeht, aber nur durch gegen die geschützten Bäume
gerichtete Handlungen abgewehrt werden kann. Die vor-
genannten unaufschiebbaren Maßnahmen zur Gefahrenabwehr
sind der Stadt unverzüglich anzuzeigen.

(3)Unter die Verbote des Absatzes 1 fallen auch Einwirkungen auf den
Raum (Wurzel- und Kronenbereich), den geschützte Bäume zur
Existenz benötigen und die zur Schädigung oder zum Absterben
des Baumes führen oder führen können, insbesondere durch

a) Befestigung der Fläche mit einer wasserundurchlässigen Decke
(z. B. Asphalt, Beton),

b) Abgrabungen, Ausschachtungen (z. B. durch Aushebung von
Gräben) oder Aufschüttungen,

c) Lagern, Anschütten oder Ausgießen von Salzen, Säuren, Ölen,
Laugen, Farben oder Abwässern,

d) Austreten von Gasen und anderen schädlichen Stoffen aus Lei-
tungen,

e) Anwendung von Unkrautvernichtungsmitteln (Herbizide), so-
weit sie nicht für die Anwendung unter Gehölzen zugelassen
sind, sowie

f ) Anwendungen von Streusalzen, soweit nicht durch die Straßen-
reinigungs- und Gebührensatzung etwas anderes bestimmt ist.

§ 5

Anordnung von Maßnahmen

(1)Die Stadt kann anordnen, dass der Eigentümer eines Grundstückes
bestimmte Maßnahmen zur Pflege, zur Erhaltung und zum Schutze
von gefährdeten Bäumen im Sinne des § 1 dieser Satzung trifft; dies
gilt insbesondere im Zusammenhang mit der Durchführung von
Baumaßnahmen.

(2)Trifft der Eigentümer eines Grundstückes Maßnahmen, die eine
schädigende Wirkung auf geschützte Bäume angrenzender Grund-
stücke haben können, findet Abs. 1 entsprechende Anwendung.

(3)Die Stadt kann anordnen, dass der Eigentümer die Durchführung
bestimmter Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen an geschützten
Bäumen durch die Stadt oder durch von ihr Beauftragte duldet,
sofern die Durchführung durch den Pflichtigen den Belangen des
Baumschutzes (§ 1) voraussichtlich nicht Rechnung tragen würde.

§ 6

Ausnahmen und Befreiungen

(1)Ausnahmen zu den Verboten des § 4 sind zu genehmigen, wenn

a) der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstückes
aufgrund von Vorschriften des öffentlichen Rechts verpflichtet
ist, geschützte Bäume zu entfernen oder ihren Aufbau wesent-
lich zu verändern und er sich nicht in anderer zumutbarer Weise
von dieser Verpflichtung befreien kann,

b) eine nach den öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässige Nut-
zung sonst nicht oder nur unter wesentlichen Beschränkungen
verwirklicht werden kann,

c) von dem geschützten Baum Gefahren für Personen oder Sachen
von bedeutendem Wert, die nicht gegenwärtig sind (§ 4 Abs. 2),
ausgehen und die Gefahren nicht auf andere Weise mit zumut-
barem Aufwand beseitigt werden können,

d) der geschützte Baum krank ist und die Erhaltung auch unter
Berücksichtigung des öffentlichen Interesses mit zumutbarem
Aufwand nicht möglich ist.
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e) die Beseitigung des Baumes aus überwiegendem, auf andere
Weise nicht zu verwirklichendem öffentlichem Interesse drin-
gend erforderlich ist,

f ) die Bäume die Einwirkung von Licht und Sonne auf Fenster
unzumutbar beeinträchtigen. Eine unzumutbare Beeinträchti-
gung liegt vor, wenn Fenster so beschattet werden, dass dahinter
liegende Wohnräume während des Tages nur mit künstlichem
Licht benutzt werden können, aber ohne Einwirkung der betrof-
fenen Bäume ohne künstliches Licht im Rahmen der gewöhnli-
chen Zweckbestimmung nutzbar wären,

g) wenn der geschützte Baum im Standraum durch andere ge-
schützte Bäume so stark eingeschränkt oder behindert ist, dass
eine Sicherstellung der Entwicklung nicht gewährleistet ist,

h) wenn der geschützte Baum keinen ausreichenden Zuwachs bil-
det und die Beseitigung auf andere geschützte Bäume
entwicklungsfördernd ist. Die Erlaubnisvoraussetzungen sind
vom Antragsteller nachzuweisen,

i) eine Umwandlung von Nadel- in Laubgehölz beantragt wird.
Ausgenommen hiervon ist die Eibe,

j) zur Erhaltung eines einheitlichen oder historischen Straßenbil-
des ein begründeter Gruppenantrag aller Baumeigentümer ei-
ner Straße bzw. Straßenabschnittes eingereicht wird. Es müssen
mindestens 8 Bäume betroffen sein. Bei einem Rückschnitt ist
die Maßnahme von einem Fachbetrieb durchzuführen. Der An-
tragsteller hat, soweit erforderlich, die vorgenannten Erlaub-
nisvoraussetzungen nachzuweisen.

(2)Von den Verboten des § 4 können im Einzelfall Befreiungen erteilt
werden, wenn das Verbot zu einer nicht beabsichtigten Härte füh-
ren würde und eine Befreiung mit öffentlichen Interessen vereinbar
ist. Eine Befreiung kann auch aus Gründen des allgemeinen Wohls
erfolgen.

(3)Ausnahmen und Befreiungen von den Verboten des § 4 sind bei der
Stadt Castrop-Rauxel -Stadtgrün und Friedhofswesen- schriftlich
oder mündlich zur Niederschrift zu beantragen. Dem Antrag ist ein
Lageplan oder eine Handskizze beizufügen. Im Lageplan oder in der
Handskizze sind die auf dem Grundstück  vorhandenen geschütz-
ten Bäume mit ihrem Standort und Angabe der Gattung und des
Stammumfanges einzutragen. Im Einzelfall kann die Stadt Castrop-
Rauxel den Maßstab des Lageplanes bestimmen oder die Vorlage
zusätzlicher Unterlagen fordern.

(4)Die Ausnahme oder Befreiung ergeht unbeschadet privater Rechte
Dritter und kann mit Nebenbestimmungen verbunden werden.

(5)Die Entscheidung über die Ausnahme oder Befreiung wird schrift-
lich erteilt.

§7

Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlungen

(1)Wird auf Grundlage des § 6 Abs. 1 b), 1 i), 1 j) und 1 c), soweit als Grund
eine gesundheitliche Gefährdung genannt wird, eine Ausnahme
oder auf Grundlage des § 6 Abs. 2 eine Befreiung erteilt, so hat der
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte des Grundstückes auf seine
Kosten für jeden entfernten geschützten Baum als Ersatz nach
Maßgabe des Abs. 2 neue Bäume auf einem Grundstück im Gel-
tungsbereich dieser Satzung zu pflanzen und zu erhalten (Ersatz-
pflanzung).

Sollte nach § 6 Abs. 1j) eine Ausnahme erteilt werden, so hat der
Antragsteller auf seine Kosten für jeden entfernten geschützten
Baum als Ersatz nach Maßgabe des Absatzes 2 neue Bäume im
Nahbereich der Straße bzw. des alten Baumstandortes zu pflanzen
und zu unterhalten.

Die Stadt Castrop-Rauxel –Bereich Stadtgrün und Friedhofswesen-
legt hierzu eine einheitliche Baumart fest.

(2)Die Ersatzpflanzung bemisst sich nach dem Stammumfang des
entfernten Baumes. Beträgt der Stammumfang des entfernten Bau-
mes, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden, bis zu 100 cm, ist
als Ersatz ein Baum derselben oder zumindest gleichwertigen Art

mit einem Mindestumfang von 18-20 cm in 1 m Höhe über dem
Erdboden zu pflanzen. Beträgt der Umfang mehr als 100 cm, ist für
jeden weiteren angefangenen Meter Stammumfang ein zusätzli-
cher Baum der vorbezeichneten Art zu pflanzen.

Die Verpflichtung zur Ersatzpflanzung gilt erst als erfüllt, wenn der
angepflanzte Baum nach Ablauf von 2 Jahren –ab Pflanzzeitpunkt-
angewachsen ist, andernfalls ist sie zu wiederholen.

Anerkannt werden auch Baumpflanzungen die bis max. 2 Jahre vor
dem Datum der Fällgenehmigung nachweislich (Rechnung) vom
Antragsteller im Geltungsbereich der Satzung durchgeführt wur-
den..

(3)Kommt der Antragsteller seiner Verpflichtung gem.§ 7 Abs. 1, eine
Ersatzpflanzung vorzunehmen, nicht nach, oder ist eine Ersatz-
pflanzung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich,
so hat er eine Ausgleichszahlung  zu leisten

(4)Die Höhe der Ausgleichszahlung wird mit pauschal 650.-  je Baum
festgesetzt.

(5)Von der Regelung des Absatzes 1 können in besonders begründe-
ten Fällen Ausnahmen zugelassen werden. In jedem Falle müssen
Belange des Baumschutzes (§ 1) gewahrt bleiben.

§ 8

Baumschutz im Baugenehmigungsverfahren

(1)Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser Satzung eine
Baugenehmigung beantragt, so sind im Lageplan die auf dem
Baugrundstück vorhandenen geschützten Bäume im Sinne des § 2,
ihr Standort, die Art, der Stammumfang und der Kronendurch-
messer einzutragen.

(2)Wird die Baugenehmigung für ein Vorhaben beantragt, bei dessen
Verwirklichung geschützte Bäume entfernt, zerstört, geschädigt
oder verändert werden sollen, so ist der Antrag auf Erlaubnis gem.
§ 6 Abs. 3 dem Bauantrag beizufügen.

Die Entscheidung über diesen Antrag ergeht durch die Stadt
Castrop-Rauxel -Stadtgrün und Friedhofswesen-.

(3)Absatz 1 und Absatz 2 gelten auch für Bauvoranfragen. Die Darstel-
lung der Bäume kann in diesem Fall maßstabsgerecht auf einer
Abzeichnung der Flurkarte erfolgen.

§9

Folgenbeseitigung

(1)Werden vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Grund-
stückes mit geschützten Bäumen - entgegen den Verboten des § 4
und ohne dass die Voraussetzungen für eine Ausnahme oder Befrei-
ung nach § 6 vorliegen – geschützte Bäume entfernt oder zerstört,
so hat der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte für jeden entfern-
ten oder zerstörten geschützten Baum nach Maßgabe des Abs. 4
gleichwertige Bäume zu pflanzen und zu erhalten (Ersatz-
pflanzung).

(2)Werden vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Grund-
stückes mit ge schützten Bäumen - entgegen den Verboten des § 4
und ohne dass die Voraussetzungen für eine Ausnahme oder Befrei-
ung nach § 6 vorliegen – geschützte Bäume geschädigt oder wird
ihr Aufbau wesentlich verändert, so hat der Eigentümer oder gegen
die vorstehende Satzung nach Nutzungsberechtigte, soweit dies
möglich ist, Schäden oder Veränderungen zu beseitigen oder zu
mildern. Ist dies nicht möglich, hat der Eigentümer oder Nutzungs-
berechtigte eine Ersatzpflanzung vorzunehmen.

(3)Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 eine Ersatzpflanzung aus
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen ganz oder teilweise nicht
möglich, so ist eine Ausgleichszahlung für jeden zu ersetzenden
geschützten Baum zu leisten.

(4)Für die Ersatzpflanzung (Abs. 1 und Abs. 2) und die Ausgleichs-
zahlung (Abs. 3) sind die Bestimmungen des § 7 sinngemäß anzu-
wenden.
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(5)Hat ein Dritter geschützte Bäume ohne Berechtigung entfernt, zer-
stört oder geschädigt oder ihren Aufbau wesentlich verändert, so
entstehen die Verpflichtungen für den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten nach den Absätzen 1 bis 4 nur bis zur Höhe des
Ersatzanspruches gegenüber dem Dritten, wenn der Ersatzan-
spruch geringer ist als die Aufwendungen, die bei Erfüllung der
Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 zu erbringen wären.

(6)Im Falle des Absatzes 5 haften der Eigentümer bzw. der Nutzungs-
berechtigte und der Dritte gesamtschuldnerisch bis zur Höhe des
Schadenersatzanspruchs des Eigentümers oder Nutzungsberech-
tigten gegenüber dem Dritten; darüber hinaus haftet der Dritte
allein.

§ 10

Verwendung von Ausgleichszahlungen

Die nach dieser Satzung zu entrichtenden Ausgleichszahlungen sind
an die Stadt Castrop-Rauxel zu leisten. Sie sind zweckgebunden im
Geltungsbereich dieser Satzung für

a) Ersatzpflanzungen, nach Möglichkeit in der Nähe des Standortes
der entfernten oder zerstörten Bäume,

b) die Durchführung von Pflegemaßnahmen an Ersatzpflanzungen
einschließlich baumchirurgischer Maßnahmen,

c) die Weitergabe an Dritte in Form von Zuschussmitteln für Pflanz-
und/oder Pflegemaßnahmen zu verwenden.

§ 11

Beratung über Haltungs- und Pflegemaßnahmen

Die Stadt Castrop-Rauxel –Stadtgrün und Friedhofswesen- berät im
Rahmen ihrer Möglichkeiten die Eigentümer und Nutzungsberech-
tigten von Grundstücken auf Verlangen über die zu treffenden Erhal-
tungs- und Pflegemaßnahmen an geschützten Bäumen bzw. verweist
an geeignete Beratungsstellen.

§ 12

Betreten von Grundstücken

Die Beauftragten der Stadt Castrop-Rauxel sind berechtigt, nach ange-
messener Vorankündigung zum Zwecke der Durchführung dieser Sat-
zung, Grundstücke zu betreten; sie sind verpflichtet, sich auf Verlangen
des Grundstückseigentümers oder des Nutzungsberechtigten auszu-
weisen. Sofern Gefahr im Verzuge vorliegt, kann auf eine Voran-
kündigung verzichtet werden.

§ 13

Ordnungswidrigkeiten

(1)Ordnungswidrig gem. § 70 Abs. 1 Nr. 17 des Landschaftsgesetzes
NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 4 und ohne
Ausnahmegenehmigung oder Erteilung einer Befreiung nach §
6 entfernt, zerstört, schädigt oder ihren Aufbau wesentlich ver-
ändert.

b) der Anzeigepflicht des § 4 Abs. 2 Satz 2 nicht nachkommt,

c) Anordnungen zur Pflege, zur Erhaltung oder zur sonstigen Si-
cherung gefährdeter geschützter Bäume gem. § 5 Abs. 1, Abs. 2
nicht Folge leistet,

d) Nebenbestimmungen zu einer Ausnahmegenehmigung oder
einer Befreiung nach § 6 nicht erfüllt,

e) seinen Verpflichtungen nach §§ 7 oder 9 nicht nachkommt,

f ) entgegen § 8 Abs. 1 oder Abs. 3 geschützte Bäume nicht in den
Lageplan einträgt oder

g) § 8 Abs. 2 zuwiderhandelt.

(2)die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000
EUR geahndet werden, soweit die Handlung nicht als Straftat mit
Strafe bedroht ist.

§ 14

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung
in Kraft. Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen; kann gegen die vorste-
hende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Castrop-Rauxel, den 22. Juni 2012

J. B e i s e n h e r z

Bürgermeister
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Das Amtsblatt der Stadt Castrop-Rauxel erscheint jeweils zum 5. und 20. eines
Monats und bei Bedarf. Es ist während der jeweiligen Öffnungszeiten kostenlos
im Rathaus am Informations- und Leseplatz (Eingang C / Forum-Ebene), im
Bürgerbüro (Zimmer 160) und im Bereich Rats- und Öffentlichkeitsarbeit (Zim-
mer 244), ferner in der Stadtbibliothek (Im Ort 2), im Bürgerhaus (Leonhardstraße
6), bei der Sparkassen-Hauptstelle (Castroper Markt) und deren Geschäftsstel-
len sowie in der Verbraucherzentrale (Mühlengasse 4) erhältlich.

Gegen Vorauszahlung eines Jahresbeitrages von 20 EUR als Beteiligung an den
Portokosten wird es auf Wunsch regelmäßig zugesandt. Bestellungen sind
unter Angabe der Zustellungsadresse an die Redaktion zu richten.

Die Sammlung der Amtsblätter steht auf der Website www.castrop-rauxel.de
unter der Rubrik „Bürgerservice, Politik und Verwaltung / Verwaltung“ zum
Abruf bereit. Interessenten können sich hier auch für ein Abonnement der
zukünftigen Ausgaben registrieren lassen. Die Zustellung erfolgt dann nach
Erscheinen kostenlos per E-Mail.

Blinde und sehbehinderte Menschen, die an einem Verwaltungsverfahren
beteiligt sind, haben nach dem Blindengleichstellungsgesetz das Recht, Doku-
mente zu dem Verfahren in einer für sie wahrnehmbaren Form zu erhalten.
Weitere Auskünfte hierzu erteilt die Redaktion.
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